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1
Ein neuer Aufbruch

Nachdem in den 90er Jahren der Versuch
gescheitert ist, Sozialklauseln in den Ver-
einbarungen zur Welthandelsorganisation
(WTO) festzuschreiben (Tapiola 2003),
haben die bundesdeutschen Gewerkschaf-
ten das Thema globale Arbeitsbeziehungen
nach und nach entdeckt. Vor drei Jahren
hatte der damalige Vorsitzende der IGM
Klaus Zwickel angekündigt, mit den 25
größten international tätigen deutschen
Konzernen aus dem Organisationsbereich
der IGM Rahmenvereinbarungen über glo-
bale Arbeitnehmerrechte abschließen zu
wollen (IGM 2002). Zugleich wurde die
Gründung erster „Weltbetriebsräte“ in
deutschen Konzernen verkündet und es
haben sich neue gewerkschaftliche Kon-
zernnetzwerke etablieren können.

Die lange Reaktionszeit für die Ent-
wicklung dieser Instrumente lässt sich da-
mit erklären, dass diese Aktivitäten z. T.
quer zu den gängigen nationalen Vertre-
tungsmustern liegen. In den Zeiten außen-
wirtschaftlicher Absicherungen durch das
Bretton-Woods-Regime gelang es den Ge-
werkschaften in den Industrieländern zu-
sammen mit Arbeitgebern und Regierun-
gen Vollbeschäftigung zu erreichen und na-
tionale Muster industrieller Beziehungen
zu entwickeln (Streeck 1998, S. 178f.). Im
Nachkriegsdeutschland bildete sich das
duale System von dominanter überbetrieb-

Die Frage ist also, ob der Prozess der
Globalisierung so einseitig wie skizziert
bleibt, oder ob aus diesem selbst neue Ge-
staltungsoptionen für die Gewerkschaften
erwachsen. Und tatsächlich, so die hier ver-
tretene These, lassen sich Globalisierungs-
phänomene nicht einfach nur als Abbau
nationaler Regelungen und Vertretungsin-
stitutionen begreifen, sondern diese Pro-
zesse führen, wenn auch verzögert, zu Ver-
suchen einer „Re-Regulierung“ auf globa-
ler Ebene. Einschränkend gilt, dass erstens
eine begrenzte Reichweite hinsichtlich Ver-
breitung, Verbindlichkeit oder materieller
Höhe dieser Re-Regulierung anerkannt
werden muss. Zum Zweiten geht es derzeit
vorwiegend um die Etablierung neuer glo-
baler gewerkschaftlicher Regulierung, für
ihre umfassende Beurteilung ist es deshalb
noch zu früh. Entsprechend stehen in die-
sem Beitrag eine Bestandsaufnahme der
Herausbildung globaler Arbeitsbeziehun-
gen sowie die Thematisierung der Chancen
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Im vergangenen Jahr setzten Siemens, DaimlerChrysler,VW und Opel öffentlichkeitswirksam ihre Beschäftigten und die IG Metall un-
ter Druck. Die Arbeitskosten sollten reduziert werden, um Produktion in Deutschland zu halten. Tatsächlich gelang den Beschäftig-
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licher, flächen- bzw. branchentariflicher
Regulierung (Tarifautonomie) und be-
trieblicher Mitbestimmung heraus (Mül-
ler-Jentsch 1995). Das schützende „natio-
nale Gehäuse“ ist jedoch durch Europäisie-
rung und weltweite Liberalisierung – Fi-
nanz- und Gütermärkte etc., WTO – sowie
durch die Entstehung weltweiter Produk-
tions- und Sourcingketten brüchig ge-
worden (Altvater/Mahnkopf 1993, 1996).
Gerade durch die globalen Prozesse 
und ihre diskursive Instrumentalisierung
durch die Arbeitgeber (Dörre 1997) ist das
Fortbestehen der nationalen Vertretungs-
muster hochgradig gefährdet. Der über-
greifende Konsens zwischen den Tarif-
parteien und dem Staat bröckelt insbeson-
dere bei der Frage, ob Flächentarifverträge
und Mitbestimmung in Betrieb und Auf-
sichtsrat noch zeitgemäß sind (Höpner
2004), ebenso sind Lohnhöhen und
Arbeitszeitstandards in der Diskussion.
Die von Arbeitgeberseite geforderte Rück-
nahme von Reformprojekten der rot-
grünen Bundesregierung, wie die Reform
des BetrVG oder der Teilzeitanspruch und
wesentliche Aspekte der Tarifautonomie,
werden mit dem Argument der globalen
Wettbewerbsfähigkeit attackiert und flan-
kiert (Rogowski 2003). Verselbständigt 
sich dieser Prozess, dann wäre damit ein
erheblicher Bedeutungsverlust der bun-
desdeutschen Gewerkschaften, weit über
das bisherige Maß hinaus (Mitglieder-
verluste, politische Defensive, vermeintli-
cher Bruch mit Sozialdemokratie) verbun-
den.
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für die Gewerkschaften als auch der sich
ergebenden Risiken des globalen Re-Regu-
lierungsprojekts im Vordergrund.1 Zuvor
wird jedoch der von der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) gestaltete Rah-
men skizziert.

2
Globale Bedingungen 
gewerkschaftlicher
Re-Regulierungsversuche

2.1 VERBINDLICHER RECHTS-
RAHMEN, FEHLENDE SANKTIONS-
MITTEL

Die Globalisierung der Wertschöpfungs-
ketten und ihre Anfälligkeit für die Verlet-
zung der Menschenrechte hat in den 90er
Jahren zivilgesellschaftliche Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs), Regierun-
gen, Gewerkschaften und die multinatio-
nalen Konzerne (MNK) selbst aktiv werden
lassen. Vor allem Menschenrechts-NGOs
fingen früh an, Kinderarbeit zu thematisie-
ren und die Multis öffentlichkeitswirksam
anzugehen. Die MNK reagierten mit einer
Vielzahl an zumeist einseitigen freiwilligen
Maßnahmen, an erster Stelle steht dabei die

Proklamation von freiwilligen Verhaltens-
kodizes (Codes of Conduct). Gewerkschaf-
ten und NGOs kritisieren diese, weil sie 
oftmals noch nicht einmal die grundlegen-
den Kernarbeitsnormen beinhalten, meist
nicht extern überwacht und unverbindlich
sind sowie dazu verwendet werden, Ge-
werkschaften aus den Betrieben zu halten
(Kearney/Justice 2001).

Auch die Staatsregierungen konnten
sich dem Problem immer weniger ver-
schließen. Die gewerkschaftliche Forde-
rung nach Sozialklauseln ablehnend, ha-
ben sie das Thema mit den Beschlüssen des
Weltsozialgipfels 1995 in Kopenhagen an
die ILO überwiesen und damit einen Er-
neuerungsprozess der ältesten Sonderorga-
nisation der Vereinten Nationen ange-
stoßen. Die ILO hat seither ihre Politik
grundlegend geändert und legt jetzt mehr
Wert auf Umsetzung als auf Erlass immer
neuer Übereinkommen, deren Ratifikation
oft schleppend verlief. Im Zentrum dieses
Politikwechsels steht die feierliche „Er-
klärung über die grundlegenden Prinzipi-
en und Rechte bei der Arbeit“ vom Juni
1998 (Abbildung 1). Damit bekannten sich
alle Mitgliedstaaten der ILO einstimmig
und ausdrücklich zu jenen vier tragenden
Grundprinzipien, die Selbstverständnis
und Handeln der ILO seit ihrer Gründung

bestimmen: Vereinigungsfreiheit und
Recht auf Kollektivverhandlungen, Beseiti-
gung der Zwangsarbeit, Abschaffung der
Kinderarbeit und Verbot der Diskriminie-
rung in Beschäftigung und Beruf (ILO
1998). Mit dieser Deklaration wurden erst-
mals universell gültige, so genannte Kern-
arbeitsnormen (KAN) festgelegt. Univer-
sell deshalb, weil die der Erklärung zu
Grunde liegenden acht ILO-Übereinkom-
men nun Kraft einstimmiger Verabschie-
dung der Erklärung für alle heute 177 Mit-
gliedsländer der ILO gelten, auch ohne dass
sie diese einzeln ratifiziert haben müssen.
Festzuhalten ist, dass diese Kernarbeitsnor-
men ein Mindestmaß an global gültigen
Verboten (von Zwangs- und Kinderarbeit
und Diskriminierung) und ermöglichen-
den Rechten (Vereinigungsfreiheit und
Kollektivverhandlungsrecht) darstellen.
Ermöglichende Rechte deshalb, weil es erst
durch deren staatliche Gewährleistung und
ihrer Wahrnehmung durch die Beschäftig-
ten zur Vereinbarung von Arbeitsbedin-
gungen über die Mindestnormen hinaus
kommen kann.

Trotz universeller Gültigkeit und ver-
besserter Umsetzungsmaßnahmen fehlt
den KAN nach wie vor ein wirksamer
Sanktionsmechanismus. Zudem werden
von den ILO-Übereinkommen die Staaten
direkt und die Unternehmen nur indirekt
angesprochen. Beides sind wesentliche
Gründe, weshalb die Kernarbeitsnormen
oftmals weiterhin missachtet werden.

2.2 BEGRENZTE REICHWEITE 
FREIWILLIGER INITIATIVEN

Die gravierende Missachtung grundlegen-
der Menschen- und Arbeitsrechte hat zur
Bildung so genannter Multi-Stakeholder-
initiativen (MSI) geführt (UNRISD 2004).
Am weitesten verbreitet ist der im Jahr 2000
durch den Generalsekretär der Vereinten
Nationen ins Leben gerufene „Global
Compact“. Unterschiedlich sind in diesen
MSI Wissenschaftler, Gewerkschaften,
NGOs, Unternehmen und staatliche Stel-
len vertreten. Sie alle haben seit den 90er

1 Dem liegen Forschungsarbeiten zur Internationa-
lisierung von Arbeitsbeziehungen am Beispiel
deutscher Konzerne in Brasilien sowie zur Trans-
formation der deutschen industriellen Beziehun-
gen und neuer, zivilgesellschaftlicher Governance-
formen zu Grunde. Methodisch beruhen die Er-
kenntnisse auf Literaturanalysen, Experteninter-
views und teilnehmender Beobachtung. 
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Jahren ein breites Feld freiwilliger Instru-
mente entwickelt (Übersicht 1), mit deren
Hilfe den Menschenrechten, den interna-
tionalen Arbeitsrechten und auch ökologi-
schen Standards zu mehr Geltung verhol-
fen werden soll. Unternehmen können die-
sen Initiativen beitreten und/oder diese 
Instrumente freiwillig anwenden. Zugleich
aber ist die Vielfalt der Instrumente von
den betroffenen Akteuren nur noch schwer
zu überschauen.

Der Einfluss der rechtlichen Fixierung
der Kernarbeitsnormen auf diese Initiati-
ven ist unterschiedlich: Erstens hat die 

feierliche Deklaration Umsetzungs- und
Sanktionsfragen nicht abschließend ge-
klärt. Die Unternehmen werden nicht di-
rekt angesprochen, somit werden Zu-
schreibung der Zuständigkeit (Corporate
Responsibility) und konkrete Handrei-
chungen nicht festgeschrieben. Zudem
achten einige Staaten oftmals gemeinsam
mit den Unternehmen zu wenig auf die
Einhaltung, z. B. um Investoren an-
zulocken. Somit ist eine gesellschaftliche
Rechenschaftspflicht der Unternehmen
(Corporate Accountability) kaum einzulö-
sen. Der zweite Einflussbereich betrifft die

Beendigung des Disputs über die Min-
destinhalte solcher Instrumente. Bestehen-
de, schon ältere internationale Rahmen-
werke der OECD und der ILO2 wurden mit
Bezug auf die KAN aktualisiert. Seither neu
geschaffene Instrumente kommen nicht

2 Die Kernarbeitsnormen der ILO wurden bspw. in
die OECD Guidelines for Multinational Enter-
prises und die Tripartite Declaration of Principles
Concerning Multinational Enterprises and Social
Policy der ILO aufgenommen. Beide stellen wich-
tige, aber nur unverbindliche Rahmenwerke für
das Verhalten von MNK dar. 

Übersicht 1: Beispielhafter Überblick über freiwillige Initiativen und Instrumente
Global Compact neue Codes of Clean Clothes Zertifizierung: Reporting: Internationale 

Conduct Campaign (CCC) Social Accountability GRI 2002 Rahmenverein-
International Guidelines barungen
(SAI) SA8000

AN- 1999 / 2000 1990er 1990 Niederlande 1996 USA 2000/2002 Ende 80er, richtig 
FANG ab Ende 90er
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Quelle: Eigene Zusammenstellung nach jeweiligen Internetinformationen; Zeldenrust (2004), Wick (2003)

Globales Bündnis 
zwischen Vereinten 
Nationen und Privat-
wirtschaft

Setzt auf Lerneffekte
und Verbreitung von
best-practice-
Beispielen.
Ersetzt nicht Regel-
werke, ergänzt sie. 
Neun Prinzipien in drei
Bereichen:
• Erklärung der 
Menschenrechte von
1948
• Kernarbeitsnormen
der ILO 
• Rio-Erklärung über
Umwelt und Entwick-
lung von 1992. 
Kein Monitoring, 
aber Advisory Council
soll Integrität 
sicherstellen

vorwiegend an 
Unternehmen, aber
auch an andere 
Stakeholder wie 
Gewerkschaften
gerichtet (mehr als
1300 Partizipanten)
weltweit;
freiwillige Beteiligung

Diskursverein/
Lernforum;
niedrigschwellig,
zugleich viele
Schwächen

Imageaufbesserung;
öffentlichkeitswirk-
same Reaktion der
MNK auf interne und
auf Defizite in der 
Zuliefererkette
Einseitige Willens-
erklärung des 
Unternehmens.
Freiwilligkeit steht 
im Vordergrund.
Variiert von 
Unternehmen zu
Unternehmen und
Branche zu Branche.
Anfänglich:
Verbot der 
Kinderarbeit
und Zwangsarbeit
oder Umweltthemen. 
Später:
Arbeitszeitstandards
Pausenregelungen etc. 
Heute:
oftmals Referenz 
auf Prinzipien des 
Global Compact
(einschließlich
Kernarbeitsnormen).
Problematische 
Überwachung

Einseitig
Unternehmen

1 Unternehmen und
evtl. Zulieferer
(1 Branche)

von niedrig bis hoch;
mehrheitlich umstritten

Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen
und die Stärkung der
Arbeitnehmer in der
(Sport-)Bekleidungs-
industrie
Kampagne die auf die
Differenz der 
Firmencodes zur 
Praxis abhebt; 
vier Bereiche:
• Konsumenten-
bewusstsein
• Druck auf Hersteller
• Solidaritätsaktionen 
& Lobby
• rechtliche Schritte
Muster-Verhaltens-
kodex:
• Kernarbeitsnormen
• max. AZ 48h plus 
12 freiwillige 
Überstunden
• Bedürfnislohn
• festes Beschäfti-
gungsverhältnis
• Umsetzungs-
pflichten der MNK
• Unabhängige 
Kontrolle unter 
Beteiligung von
NGOs/Gew.
Netzwerk aus Wissen-
schaft, NGOs, 
Gewerkschaften
(etwa 300 Org.)
Pilotprojekte mit Unter-
nehmen & staatlichen
Stellen
10 europäische und 
Zuliefererländer 
gesamte Bekleidungs-
kette

hoch
v.a. als politische 
Kampagne;
schwierige Umsetzung
des Modelcodes
(Akzeptanz)

einheitliches Schema
der Auditierung/
Zertifizierung von 
Unternehmen/
Lieferanten

Prinzipien:
• Menschenrechte
• ILO-KAN
• UN-Erklärung über
die Kinderrechte 
Auditierungsfelder:
• Kernarbeitsnormen
• Gesundheit & 
Sicherheit
• Disziplinierungs-
praktiken
• Arbeitszeiten
• Bedürfnislohn
• Managementsystem.
Berichtspflicht der 
Handelshäuser.
Verifizierung durch 
akkreditierte 
Auditfirrmen, NGO 
und Gewerkschafts-
konsultation
vorgesehen.
Zertifikat gilt 3 Jahre

Wirtschaft, NGOs, 
Gewerkschaften,
Staatliche Stellen

weltweit; Produzenten
und Handelsunter-
nehmen;
Schwerpunkt auf 
einzelner Fabrik
hoch
wird aber von vielen
Unternehmen wegen 
zu hoher Ansprüche 
abgelehnt

weltweiter Standard 
für Nachhaltigkeits-
berichte

Ökologische, wirt-
schaftliche und soziale
Auswirkungen der Un-
ternehmens-
tätigkeit
Soziale Indikatoren 
u.a.:
• Kernarbeitsnormen
• Beschäftigung
• AG-AN-Beziehungen
• Gesundheit & 
Sicherheit
• Aus- & 
Weiterbildung
• Beziehungen zur 
Gemeinde
• Konsumenten-
gesundheit & 
-sicherheit.
Flexibel handhabbarer
Leitfaden, keine 
Überwachung der 
Anwendung

Wirtschaft, NGOs, 
Gewerkschaften,
Staatliche Stellen

weltweit;
Unternehmens-
berichte

mittel,
keine Validierung

Etablierung eines 
globalen sozialen 
Dialogs;
Ermöglichung von
Selbstorganisation

Schwerpunkt ist die 
Installierung eines 
weltweiten
Dialogprozesses
Referenz sind meist 
die Kernarbeitsnormen.
Zentral:
Arbeitsbedingungen
im Konzern.
Oft auch: 
Arbeitsbedingungen
der Zulieferer 
angesprochen.
In der Regel ebenfalls
Passagen zu 
Menschenrechten 
und Umweltschutz.
Zunehmend:
Effektives Monitoring
(intern/extern
besetzt)

MNK und GUF; 
und oftmals EBR/WBR, 
nationale
Gewerkschaften

weltweit;
Multinationaler
Konzern
(34 IRV)

mittel bis hoch

Hans Böckler
Stiftung
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rung von IRV weniger die originäre Stärke
der GUF, als vielmehr die starke Stellung
der Gewerkschaft im Heimatland bzw. der
betrieblichen oder europäischen Interes-
senvertretung der entscheidende Hebel für
die Vereinbarung einer IRV ist. Es handelt
sich also zu einem großen Teil um die „ge-
liehene Macht“ nationaler bzw. europäi-
scher Systeme industrieller Beziehungen.
Dies zeigt sich auch in der Konzentration
auf kontinentaleuropäische Konzerne, 30
von 34 IRV entfallen auf diese.

Die getroffenen Vereinbarungen gilt es
nun umzusetzen. Gerade deshalb schließt
der IMB zurzeit (Stand Dezember 2004)
keine neuen IRV ab. Erst einmal sollen die
Erfahrungen mit den Bestehenden aufge-
arbeitet werden (Stelzl 2004b). Desillusio-
niert kommentierte Wolfgang Weinz von
der GUF für Nahrung, Gastronomie und
Genussmittel: „Wir sind alle keine Global
Player für die erfolgreiche Vertretung von
Arbeitnehmerinteressen“, den Stand der
Bemühungen, auf Arbeitnehmerseite eine
ernsthafte Gegenmacht zu multinationalen
Konzernen zu werden. Für ihn sind IRV ein
gutes Instrument, um Arbeitnehmerrechte
zu schützen, weil hier gewerkschaftlicher
Einfluss sichergestellt ist. Aber es fehlt sei-
ner Ansicht nach an: „money, money, mo-
ney“ (Stelzl 2004b, S. 2f.). Der von den Glo-
bal Unions formulierte Anspruch, den tau-
senden transnationalen Konzernen ein
Pendant zu sein, scheitert also an mangeln-
den Ressourcen: Zeit, Geld und kompeten-
ten Menschen (bestätigend: Müller et al.
2003).

3.2 KONTROVERSEN UM ERSTE
„WELTBETRIEBSRÄTE“

Dabei ließe sich zumindest im EU-Europa
auf institutionalisierten Strukturen auf-
bauen. Auf der Basis der EU-Richtlinie zur

Konzernleitung (ICFTU 2003). Damit er-
möglichen sie den Gewerkschaften in Ver-
bindung mit den internen Beschäftigten-
vertretern den konzernweiten globalen
Austausch und die Überwachung der ver-
einbarten (Mindest-)Normen. Die Kon-
trolle der IRV durch die mit Personal und
Ressourcen gering ausgestatteten Global
Unions (Müller et al. 2003)3 und konzern-
interne Arbeitnehmervertretungen ist be-
grenzt. Der Vorsitzende des Weltarbeitneh-
merforums bei DaimlerChrysler, Erich
Klemm, plädiert deshalb dafür, auch Kir-
chen, NGOs oder lokale Gewerkschaften 
in außerbetriebliche Informations- und
Überwachungsnetzwerke zu integrieren
(Klemm 2002). Die lokalen zivilgesell-
schaftlichen Akteure sollen das Ressour-
cen- und Zugangsdefizit von GUF und be-
trieblichen Vertretungen ausgleichen hel-
fen, zumal sie bei fehlender betrieblicher
Vertretung „näher dran“ sind als externe,
oftmals ausländische Betriebs- und Ge-
werkschaftsvertreter.

Den GUF ist es gelungen mit den IRV
eine deutliche zahlenmäßige Dynamik zu
entfalten. Wurden von 1989 bis zum Jahre
1999 erst fünf derartige Vereinbarungen
abgeschlossen, sind seither weitere 29 dazu
gekommen. Insgesamt bestehen heute (De-
zember 2004) 34 IRV.4 Mit zu diesem Er-
folg hat die Initiative von Klaus Zwickel als
ehemaligem Vorsitzenden von IGM und
Internationalem Metallgewerkschaftsbund
(IMB) beigetragen. Der IMB unterzeichne-
te 2002 seine erste IRV mit der italienischen
Firma Merloni. Seither sind neun weitere
hinzugekommen, sieben davon mit deut-
schen MNK (VW, DaimlerChrysler, LEO-
NI, GEA, Rheinmetall, Bosch und Prym).
Die erste IRV, 1999 mit Faber-Castell, an
der die IGM beteiligt war, fällt allerdings
noch in den Organisationsbereich der kurz
zuvor mit der IGM fusionierten Gewerk-
schaft Holz und Kunststoff. Heute bestehen
mit zehn deutschen MNK solche Vereinba-
rungen. Neben den insgesamt acht „IGM-
Fällen“ betrifft dies mit Freudenberg den
IG BCE-Bereich und mit Hochtief den Be-
reich der IG BAU (beide aus dem Jahr 2000).

Die Dynamik beim Abschluss von IRV
hat auch etwas damit zu tun, dass einige 
europäische Betriebsräte (EBR) damit ver-
suchen, die Asymmetrie von formal auf
Europa begrenzter Einflusssphäre und
weltweitem Konzernengagement auszu-
gleichen (IFBWW 2003, S. 5).5 Dieser kon-
zerninterne Impuls und die IGM-Initiative
verweisen darauf, dass für die Vereinba-

mehr um sie herum. Dies führte zu einer
gewissen Vereinheitlichung und hat die
Kernarbeitsnormen zur Referenz der De-
batte gemacht.

Doch auch die Vielzahl freiwilliger In-
itiativen reicht nicht aus, die Missachtung
grundsätzlicher Arbeits- und Menschen-
rechte zurückzudrängen (UNRISD 2004).
Im Gegenteil: Global Compact, Codes of
Conduct und die heterogenen Instrumen-
te der MSI ziehen den international oh-
nehin überforderten Gewerkschaften, aber
auch den arg an ihren Kapazitätsgrenzen
arbeitenden NGOs eine Menge (wo)man-
power, Zeit und Geld ab.

Die nachfolgend diskutierten Rahmen-
vereinbarungen sind ebenfalls den freiwil-
ligen Initiativen zuzuordnen. Sie könnten
aber, wie Senghaas-Knobloch (2004, S. 14)
mutmaßt, eine Brückenfunktion zwischen
den freiwilligen Initiativen und Instrumen-
ten – deren Ansatz international mit dem
Begriff „Corporate Social Responsibility“
(CSR) belegt wird – und den völkerrechtli-
chen Normen der ILO einnehmen. Dies
deshalb, weil sie zwischen Konzernleitung
und internationalen Gewerkschaftszusam-
menschlüssen vereinbart werden und so-
mit über den Status reiner Freiwilligkeit
hinausgehen.

3
Neue gewerkschaftliche
Instrumente und 
Initiativen

3.1 INTERNATIONALE RAHMEN-
VEREINBARUNGEN

Die enttäuschte Hoffnung auf eine ver-
bindliche globale Regulierung durch die
Staatengemeinschaft und die meist zu PR-
Zwecken verwendeten einseitigen Selbst-
verpflichtungen der MNK haben die in-
ternationalen sektoralen Gewerkschafts-
zusammenschlüsse, die Global Union 
Federations (GUF), die ehemals als Berufs-
sekretariate firmierten, auf den Plan geru-
fen. In Zusammenarbeit mit ihren natio-
nalen Mitgliedsorganisationen wollen sie
die Multinationalen Konzerne durch Inter-
nationale Rahmenvereinbarungen (IRV) in
die Pflicht nehmen. IRV sind zwischen
MNK und GUF ausgehandelte Überein-
kommen; ihr Kern besteht für die GUF in
der Etablierung eines formellen, dauerhaf-
ten und globalen sozialen Dialogs mit der 

3 So verfügt der IMB (Metall) weltweit gerade mal
über 13 politische Sekretäre, die ICEM (Chemie
u.a.) über 11, die IUL (Nahrung, Genuss) über die
gleiche Anzahl (Müller et al. 2003, S. 668). 

4 Aktuelle Zahlen finden sich unter www.icftu.org/
displaydocument.asp?Index=991216332&
Language=EN.

5 So vertrat der EBR bei DaimlerChrysler nach der
Fusion nur noch etwa die Hälfte der Belegschaft.
In der Tradition der deutschen Mitbestimmung
verfolgte er mit dem Abschluss einer IRV und der
Etablierung des „Weltarbeitnehmerforums“ das
Ziel, zu einem einheitlichen Umgang mit den Ar-
beitnehmern im Gesamtkonzern zu kommen
(Klemm 2002; s. auch Fußnote 6).
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Gründung von Europäischen Betriebsräten
– immer noch der einzig gültige suprana-
tionale Referenzrahmen für einen unter-
nehmensinternen sozialen Dialog – stehen
nahezu 1.000 EBR in Europa bereit für ei-
ne transnationale Zusammenarbeit von
Arbeitnehmervertretern. Deren Etablie-
rung hat die Hoffnung wieder erweckt, mit
dem schon in den 70er Jahren begonnenen
aber weitgehend gescheiterten Aufbau ge-
werkschaftlicher Konzernstrukturen voran
zu kommen (Rütters 2002, S. 27). Aber es
wird nicht nur der Abschluss von IRV ge-
fördert; auch die Gründung von so ge-
nannten konzernweiten „Weltbetriebsrä-
ten“ (WBR)6 profitiert von diesem regional
begrenzten Gremium für Information und
Beratung. Durch Hinzuziehung von Ar-
beitnehmervertretern aus außereuropäi-
schen Standorten erweitern sie sich zu
weltumspannenden Gremien. Bisher ist es
erst in zwei deutschen Konzernen gelun-
gen, einen Weltkonzernbetriebsrat (1998:
VW) bzw. ein Weltarbeitnehmerforum
(2002: DaimlerChrysler) einzurichten.

Der wichtigste Vorteil von WBR liegt
darin, Informationen über weltweite wirt-
schaftliche Entscheidungen vom Vorstand
zu erhalten und sich mit Arbeitnehmerver-
tretern aus allen Standorten vernetzen zu
können. Trotz der schmalen Rechte erwei-
tern diese Gremien den Interessenhorizont
sowie die Kommunikations- und Einfluss-
möglichkeiten der Arbeitnehmerseite und
etablieren Verpflichtungen für die Kon-
zernleitung. Durch die Involvierung von
EBR bei der Aushandlung von IRV nimmt
die Trennschärfe zwischen dem gesonder-
ten Gremium WBR und dem Instrument
IRV, mit dem auch Dialogstrukturen ge-
schaffen werden, ab. Der entscheidende
Unterschied betrifft jedoch die Einbezie-
hung externer Interessenvertreter, somit
die Gefahr, dass die GUF und ihre nationa-
len Mitgliedsgewerkschaften von konzern-
internen Vertretungsverfahren abgekop-
pelt werden. Entsprechend bevorzugt die
GUF der Bau- und Holzbeschäftigten IRV
gegenüber WBR, weil mit ihnen gewerk-
schaftlicher Einfluss sichergestellt ist
(IFBWW 2003, S. 5f.).

3.3 BEISPIELE ERFOLGREICHER 
NETZWERKE

Auch die Arbeit gewerkschaftlicher Netz-
werke auf Unternehmens- und Branchen-
ebene hat durch die Globalisierung Auf-
trieb erhalten. Für die konkrete Umset-

zung des Netzwerkgedankens steht die ge-
werkschaftliche Initiative „Observatório
Social“ des brasilianischen Dachverban-
des CUT (www.observatoriosocial.org.br;
www.observatoriosocialeuropa.org). Ihre
selbst formulierte Aufgabe ist, die Einhal-
tung der Kernarbeitsnormen der ILO bei
transnationalen Konzernen zu überwa-
chen. Für die in Brasilien zahlreich vorhan-
denen europäischen Unternehmen wurde
eine Schwesterorganisation gegründet. Zu-
sammen mit dem FNV Mondiaal (Nieder-
lande) und dem deutschen DGB-Bildungs-
werk wurde im Jahr 2001 das Projekt „Ob-
servatório Social Europa“ gegründet. Von
Amsterdam aus koordiniert und unter-
stützt es die Untersuchungen über das kon-
krete Verhalten deutscher und niederländi-
scher Unternehmen in Brasilien. Für die
deutsche Seite wurden die Bosch GmbH,
ThyssenKrupp AG und die Bayer AG un-
tersucht. Bei den holländischen Firmen hat
man sich auf Phillips, Unilever und Ahold
geeinigt. Die Koordination des Projekts
muss dabei die Interessen der deutschen
IGM, der IG BCE, des DGB Bildungswerks
und des niederländischen Gewerkschafts-
bundes FNV sowie der brasilianischen
CUT mit ihren Branchengewerkschaften
unter einen gemeinsamen Hut bringen
(Stelzl/Kall 2003). Zudem gelang es, mit 
erheblichem Kommunikationsaufwand,
auch alle beteiligten Betriebsräte aktiv in
das Projekt mit einzubeziehen. Jetzt wird
anhand der Untersuchungsergebnisse ge-
meinsam mit den Unternehmensleitungen
an Plänen zur Verbesserung gearbeitet. Die
wenig spektakulären Untersuchungsergeb-
nisse benennen Probleme im Bereich Ar-
beits- und Gesundheitsschutz, jedoch kei-
ne gravierenden Mängel bei den zentralen
Untersuchungsgegenständen zu den KAN.
Das Beispiel verweist auf die weitergehen-
de Wirkung der Debatte um die Kernar-
beitsnormen. Die zu ihrer Überwachung
etablierten Gremien sind offenbar geeig-
net, sich auch darüber hinausgehender Ar-
beitsstandards anzunehmen. Weiterhin
sind sie in der Lage, Interessenvertretungs-
strukturen vor Ort zu verbessern. So hat
sich bei zwei der drei deutschen Firmen ein
nationales Netzwerk der Arbeitnehmerver-
treter um die brasilianischen Niederlassun-
gen und Töchter gebildet. Die ist ein No-
vum in den brasilianischen Arbeitsbezie-
hungen, denn dort gab es bis dahin keine
überbetrieblichen Vertretungsstrukturen.7

Beispielhaft ist auch die Zusammenar-
beit mit der Internationalen Föderation der

Chemie-, Energie-, Bergbau- und Fabrik-
arbeitergewerkschaften (ICEM), der deut-
schen IG BCE und dem Gesamtbetriebsrat
von BASF zur Schaffung gewerkschaftli-
cher Netzwerke in Lateinamerika und Asi-
en in den letzten fünf Jahren (Stelzl 2003).
Bei BASF sind gegen Ende der 90er Jahre
regionale Netzwerke entstanden, die sich
grob an der Arbeit von EBR orientieren.
Die Initialzündung hierzu ging von einem
mehrtägigen Treffen aus, organisiert von
der ICEM und nationalen Gewerkschaften
in São Paulo. Der Schwerpunkt des Netz-
werkes liegt bisher auf dem Informations-
austausch.Wie dieser funktioniert zeigt der
Umstand, dass in der portugiesischen
Übersetzung der Unternehmensleitlinien
wichtige Passagen entfallen waren (be-
triebliche Partnerschaft, vertrauensvolle
Zusammenarbeit) und dies von den deut-
schen Betriebsräten moniert und geändert
wurde.

Vom lateinamerikanischen Beispiel
inspiriert, hat sich im November 2000 das
asiatische Regionalnetzwerk gebildet. Auf
der Verhandlungsagenda beider Netzwerke
stand die Anerkennung durch die Kon-
zernleitung und die Vereinbarung eines re-
gelmäßigen Dialogs. Dazu konnten Erfolge
errungen werden. Der Dialog wird von der
BASF-Unternehmensleitung mittlerweile
nicht nur durch den Personalvorstand ge-
führt, sondern seit 2004 auch vom Konzern
finanziell getragen.

Dass mangelnde Mitbestimmung aber
nicht nur ein Problem von Schwellenlän-
dern und Ressourcen ist, zeigen die Schwie-

6 Die ersten WBR sind in den 90er Jahren bei SKF
(1995) durch Formalisierung bisheriger Praxis so-
wie bei Danone (1996), NatWest (1996), VW
(1998) und Renault (2000) durch Ausweitung 
des EBR-Geltungsbereichs hervorgegangen (Rüb
2001, S. 261f.). Das im Juli 2002 bei Daimler-
Chrysler gegründete Weltarbeitnehmerforum ging
aus dem nach der Fusion beider Konzerne 
etablierten internationalen Automobilarbeitskreis
hervor (IGM 2001). Die unscharfe Sammelbe-
zeichnung „Weltbetriebsrat“ verweist lediglich auf
eine weltweite konzerninterne Vertretung der Be-
schäftigten. Die konkrete Benennung, Regelung
und Reichweite differiert. 

7 Von großem Vorteil war es dabei, dass in Brasilien
mit der CUT (der maßgebliche gewerkschaftliche
Dachverband in Brasilien) ein Partner vorhanden
ist, der über ein hohes Maß an Kompetenz und Er-
fahrung verfügt. Das Führungspersonal der CUT
rekrutierte sich in den späten 70er und Anfang der
80er Jahre zu einem Großteil aus dem kapitalin-
tensiven Metall- und Chemiesektor, der überwie-
gend von ausländischen Investoren geprägt ist. 
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rigkeiten im nordamerikanischen Raum.
Zum einen gibt es die vergeblichen Be-
mühungen der BASF-Arbeitnehmervertre-
ter in Nordamerika ein Netzwerk zu 
etablieren. Immerhin beschäftigt die BASF
im NAFTA-Raum etwa 11.000 Menschen.
Jenseits der üblichen Einwände des ameri-
kanischen Managements gegenüber euro-
päischer Mitbestimmung finden sich keine
wirklichen Bündnispartner auf Seiten der
US-Gewerkschaften. Ähnliches berichteten
die Beteiligten auch über das Netzwerk der
Nestlé AG. Hier bleibt Nordamerika wei-
terhin ein schwieriges Feld.

4
Fazit: Chancen und Risiken
der Re-Regulierungs-
versuche

Auf internationalem Terrain hat die ge-
werkschaftliche Vertretung ihr Gesicht
deutlich verändert. Elemente direkter,
übergreifender Interessenvertretung und
von Projektarbeit werden einbezogen und
die internationalen Verbünde, die GUF, tre-
ten ansatzweise als handelnde Akteure auf.
Zumindest teilweise haben die Gewerk-
schaften damit aus den Fehlern der Inter-
nationalisierungsversuche der 60er und
70er Jahre gelernt (zusammenfassend:
Müller et al. 2003). Nunmehr werden be-
triebs- und unternehmensnähere Instru-
mente angewandt. Es geht weniger um die
Entwicklung globaler gewerkschaftlicher
Gegenmacht, als um Anerkennung durch
die Konzerne sowie den Aufbau von Kom-
munikationsstrukturen mit den Konzern-
leitungen in aller Welt. Dabei spielt die Be-
teiligung von konzerninternen Arbeitneh-
mervertretern eine weitaus wichtigere Rol-
le als damals. Auch geht es diesmal im
Gegensatz zu den 70er Jahren nicht um ei-
ne neue Weltwirtschaftsordnung. Anders
als bspw. bei „Attac“ wird kein wirklicher
Gegenentwurf formuliert, vielmehr folgen
die neuen Aktionsformen und Institutio-
nen der Logik des Kapitalismus.

Diese Logik und der sie rahmende po-
litische Prozess führen dazu, dass dem Glo-
balisierungsprozess nicht nur national de-
regulative Folgen inhärent sind, sondern
dieser seit den 90er Jahren ebenso Be-
dingungen globaler „Re-Regulierungen“
schafft. Sie lassen sich nach Zwangslagen
und Möglichkeiten unterscheiden. Zu ers-
teren gehört das Scheitern der Sozialklau-

selforderung (WTO) von 1996. Lag der
Schwerpunkt internationaler Gewerk-
schaftsarbeit bis dahin auf Lobbyismus
und überwiegend im gegenseitigen „Dele-
gationstourismus“, wurde damit auf die
Begrenztheit dieses Politikansatzes in neu-
er weltwirtschaftlicher Umgebung verwie-
sen. Weiterhin gehört hierzu, dass sich 
zeitgleich Umwelt- und Menschenrechts-
NGOs durch Kampagnen und im Schwun-
ge der großen Konferenzen der Vereinten
Nationen als internationale Vertreter der
Arbeitnehmer des Südens etablieren konn-
ten. Die Verabschiedung der Kernarbeits-
normen durch die ILO 1998 war hingegen
eine wichtige Möglichkeit und Hilfestel-
lung für die Anerkennung der Arbeitneh-
mer- und Gewerkschaftsrechte, die sich da-
mit weltweit erheblich verbessert hat. Ins-
gesamt aber hatten die Gewerkschaften zu
der (fach-)öffentlich breit geführten De-
batte um die soziale Regulierung des Welt-
marktes bis dahin wenig eigene Initiativen
entwickelt. Einzig die EBR lieferten die in-
stitutionelle Grundlage für transnationale
Interessenvertretung.

Damit waren gewerkschaftliche Hoff-
nungen verbunden, sie als Sprungbrett für
eine weltweite Konzernarbeitnehmerver-
tretung nutzen zu können. Und tatsächlich
bemerkten die konzerninternen Interes-
senvertreter, wiederum meist in Personal-
union mit starken nationalen Vertretun-
gen, im Zuge der Internationalisierung „ih-
res“ Konzerns ein Schwinden ihrer Ein-
flusssphäre. Folglich drängten einige der
EBR auf Erweiterung; die Gründung von
WBR ist die Konsequenz. Aber diese Ent-
wicklung wird von einigen GUF kritisch
beäugt. Sie befürchten die Abkopplung von
den Gewerkschaften. Ihre ureigene gewerk-
schaftliche Antwort darauf sind IRV, mit
denen ihr Einfluss gegenüber den Konzer-
nen gesichert werden soll. Insofern stehen
beide Instrumente in einem gewissen Kon-
kurrenzverhältnis. Netzwerke eignen sich
dafür, die Etablierung solcher Instrumente
vorzubereiten und deren Durchsetzung zu
forcieren. Zudem werten sie die lokalen 
Arbeitnehmervertreter und zivilgesell-
schaftlichen Akteure auf. Damit tragen sie
dazu bei, die gewerkschaftliche Distanz zu
NGOs zu überwinden.

Im Konkurrenzverhältnis von IRV und
WBR bei gleichzeitig unzureichender Res-
sourcenausstattung der GUF liegt ein 
zentraler Widerspruch der gewerkschaftli-
chen Re-Regulierungsbemühungen. Arg-
wöhnisch gegenüber der weltweiten Aus-

dehnung der Konzernvertretungen, wer-
den zugleich viel zu wenig eigene Mittel be-
reitgestellt, um IRV breit zu etablieren.
Trotz der negativen Erfahrungen der 60er
und 70er Jahre versäumen es die nationalen
Gewerkschaften weiterhin, die GUF ent-
sprechend zu stärken. Die gefundene Lö-
sung liegt darin, die IRV mit den EBR oder
gegebenenfalls durch diese stellvertretend
zu verhandeln, was die konzerninterne Ver-
tretung wieder aufwertet.

Offensichtlich ist, dass die globalen Ar-
beitsbeziehungen von starken nationalen
bzw. europäischen Vertretungsstrukturen
abhängen, wobei die Stärke Letzterer selbst
wieder vielfach auf nationale Bedingungen
zurück zu führen ist. Insofern deutet heute
noch wenig auf die Entwicklung einer eige-
nen Einflusslogik in der globalen Arena
hin. Damit ist eine weitere Achillesferse der
Re-Regulierung angesprochen. Schaffen es
die Konzerne, sich nationalen Systemen
immer mehr zu entziehen, schwindet auch
die originäre Stärke von Gewerkschaften
und Betriebsräten an deren Heimatstand-
orten. In den beschriebenen Fällen sind 
diese noch stark genug, was sich an der
kontinentaleuropäischen Prägung der glo-
balen Arbeitsbeziehungen zeigt. Die Einbe-
ziehung von Nordamerika und nicht de-
mokratisch verfasster Arbeitnehmervertre-
tungen bleibt deshalb problematisch; ab-
weichende, auch kommunal verankerte
Vertretungsmodelle in den Ländern des
Südens (Dombois/Pries 1999) sind deut-
schen bzw. europäischen Vorstellungen von
industrieller Demokratie kaum zugäng-
lich.

Die wesentliche Schwäche der genann-
ten Instrumente liegt nicht so sehr in ihrer
Einordnung als „soft law“, also rechtlich
nicht erzwingbarer Anerkennung durch
die Konzerne. Ihre mögliche Brückenfunk-
tion zwischen rein freiwilligen und einsei-
tigen CSR-Maßnahmen der Unternehmen
einerseits und dem verbindlichen, aber
kaum sanktionierbarem ILO-Recht   ande-
rerseits können die IRV nur dann einneh-
men, wenn die Gewerkschaften sie als brei-
ten Politikansatz in vielen Konzernen ver-
folgen. Das ist aber nicht der Fall. Den ge-
schätzten 60.000 MNK stehen lediglich 34
IRV sowie die wenigen WBR und Konzern-
netzwerke gegenüber. Auch die IG Metall
bleibt mit 8 IRV von ihrem ursprünglichen
Ziel 25 Vereinbarungen abzuschließen,
weit entfernt. Bisher zeichnet sich, ähnlich
den CSR-Ansätzen, eine Schwerpunktset-
zung bei großen Konzernen und Marken-



88 WSI Mitteilungen 2/2005

namen ab. Die vielen namen- und damit
auch gesichtslosen Zulieferer in Indien,
China und anderorts bleiben weitgehend
unberührt. Doch auch bei den deutschen
Multis bleibt viel zu tun. So hat z. B. Sie-
mens bisher weder einen Weltbetriebsrat
noch eine IRV abgeschlossen. Weil die ge-
werkschaftlichen Ansätze in Konkurrenz
zu den schon stärker verbreiteten Corpo-
rate Social Responsibility-Instrumenten
stehen, wiegt das nun angekündigte In-
nehalten des IMB beim Abschluss neuer
IRV schwer. Das Risiko liegt darin, dass die
Aktivitäten der Gewerkschaften durch die
weitere Verbreitung der CSR-Ansätze mar-
ginalisiert und Beschäftigteninteressen auf
internationaler Ebene vor allem durch ex-
terne Akteure, die NGOs vertreten werden.
Diese rein quantitative Argumentation
steht unter dem Vorbehalt tatsächlicher
Wirkung. Dazu gibt es bisher keine syste-

matischen Untersuchungen, hier scheinen
die neuen Instrumente der Gewerkschaften
zumindest gleichauf mit den CSR-Instru-
menten zu liegen.

Aus nationaler Sicht existieren zudem
zwei Stolperfallen: Die eine liegt in der Un-
einheitlichkeit der Gewerkschaften: Die
IGM forciert IRV und WBR, die IG BCE
eher Konzernnetzwerke. IGM und ver.di
kooperieren mit NGOs, die IG BCE sträubt
sich eher gegen eine Zusammenarbeit
(Stelzl 2004a). Ein Mehr an Koordinierung
und gemeinsamer Strategiefindung wäre
also notwendig. Das zweite Hindernis liegt
in dem nicht zu unterschätzenden Bruch
mit den gewohnten Politikformen, der den
internationalen Re-Regulierungsansätzen
inhärent ist. Nicht mehr die hierzulande
noch vorherrschende Branchentarifebene,
sondern die Konzerne werden zur tragen-
den Regulierungsebene in den internatio-

nalen industriellen Beziehungen. So sind
nun vor allem die Konzernzentralen und
nicht mehr die, im globalen Maßstab auch
nicht existenten,Arbeitgeberverbände rele-
vante Adressaten einer neuen Politik zur
sozialen Gestaltung der Globalisierung.
Durch ihr internationales Engagement for-
cieren dies auch die deutschen Gewerk-
schaften und geraten in Widersprüche. Un-
terlassen Gewerkschaften und Betriebsräte
jedoch den Nachvollzug der Konzerninter-
nationalisierung, laufen sie mehr und mehr
Gefahr, am national begrenzten „Standort“
marginalisiert zu werden. Sogar das auf Ar-
beitnehmerseite gut über die europäischen
Standorte vernetzte Beispiel Opel bzw. GM
zeigt hier die Grenzen auf; entschieden
wurde in Detroit und eben nicht mehr in
Rüsselsheim bei Opel oder der europäi-
schen Konzernzentrale in Genf.
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